
 
Weidetiere retten – Schutzjagd jetzt! 

 

Das Aktionsbündnis aktives Wolfsmanagement stellt fest: Die bisherige Wolfspo-

litik in Niedersachsen und Deutschland ist gescheitert.  

 

Wölfe breiten sich nach wie vor ungehindert aus und die Belange der Weidetierhalter 

finden bei den politischen Entscheidungsträgern kaum Gehör. Zwar erkennen wir an, 

dass das Land Niedersachsen die Weidetierhalter bei präventiven Schutzmaßnahmen 

und in Fällen von Übergriffen finanziell unterstützen will; Wenn aber Förderanträge für 

Zäune und Herdenschutzhunde über Monate nicht bearbeitet werden und Ausgleichs-

zahlungen für gerissene Tiere von fragwürdigen DNA-Analysen abhängen, deren Er-

gebnisse ebenfalls monatelang auf sich warten lassen, führt dies am Ende bei den 

betroffenen Weidetierhaltern nur zu Frust und Resignation. Viele Risse werden dem 

Wolfsbüro deswegen schon nicht mehr gemeldet. Trotzdem sind in Niedersachsen 

nach offiziellen Zahlen in diesem Jahr so viele Tiere durch Wölfe gerissen worden, wie 

in keinem Jahr zuvor.  

 

Dabei haben sich „Riss-Hochburgen“ übergriffiger Wolfsrudel herauskristallisiert. 

Diese liegen aktuell im Emsland, rund um Celle, im Bereich Amt Neuhaus, sowie in 

Nienburg, wo der genehmigte Abschuss des Wolfs GW 717m seit Anfang des Jahres 

auf sich warten lässt. Immer wieder beweisen die Wölfe eindrucksvoll, dass selbst 

Zäune oder Herdenschutzhunde sie nicht davon abhalten, Weidetiere zu reißen. Die 

betroffenen Schäfer und Weidetierhalter stehen diesem Treiben machtlos gegenüber.  

 

Daher fordern wir jetzt von der niedersächsischen Landesregierung einen akti-

ven Schutz der Weidetiere vor übergriffigen Rudeln in den akuten "Riss-Hot-

Spots" Niedersachsens in Form einer Schutzjagd.  

 

Die niedersächsische Landesregierung darf nicht weiter zuschauen wie Schafe, Zie-

gen, Pferde und Rinder von den Weiden verschwinden, weil sie entweder von den 

Wölfen gerissen werden oder die Halter resigniert aufgeben! Mit einem „Weiter so“ in 

der bisherigen Wolfspolitik ist die Pflege unserer Kulturlandschaft und der Deiche für 

den Hochwasserschutz durch die Weidetierhaltung auf Sicht unmöglich. 

 



Gemeinsame Position des 
Aktionsbündnis aktives Wolfsmanangement 

 
1. Sofortige Einführung eines echten Wolfsmanagements (inkl. Bestandsregulierung) in 

Niedersachsen und auf Bundesebene 

 

Die gezielte Entnahme von Wölfen ist nach internationalem und europäischem Recht grund-

sätzlich möglich. In einigen europäischen Ländern wie beispielsweise im Nachbarland Frank-

reich wird ein derartiges Management umgesetzt. Die Bedingungen dafür sind auch in 

Deutschland erfüllt, der Wolf ist keine vom Aussterben bedrohte Wildart. Eine weitere unge-

hinderte Ausbreitung in vom Menschen dicht besiedelte, für die landwirtschaftliche Nutzung 

einschließlich Nutztierhaltung entwickelte Kulturlandschaft ist für die Erhaltung einer gesun-

den europäischen Wolfspopulation weder erforderlich noch sinnvoll. Ein aktives Wolfsma-

nagement ist nicht nur für die Abwehr von Gefahren für Leib und Leben von Menschen, son-

dern vor allem auch für den Schutz von Weidetieren, zur Erhaltung von Weidelandschaften, 

zum Schutz des übrigen Tierartenspektrums, sowie für die Gewährleistung der Sicherheit 

von Hochwasserschutz- und Seedeichen dringend erforderlich. Um Managementmaßnah-

men, die Artikel 16 der FFH-Richtlinie eröffnet, rechtssicher anzuwenden, ist eine Änderung 

des Bundesnaturschutzgesetzes hin zu einer 1:1-Umsetzung von EU-Recht dringend erfor-

derlich. Für die Regulierung der Wolfspopulation über die ordnungsgemäße Jagd ist eine 

Überführung des Wolfes aus Anhang IV in Anhang V der FFH-Richtlinie notwendig. Außer-

dem muss der Wolf dem deutschen Jagdrecht unterstellt werden. 

 

a. Bei wiederholten lokal einzugrenzenden Wolfsübergriffen auf Nutztiere ist ein intensives 

Wolfsmonitoring zur Identifizierung der verantwortlichen Wolfsindividuen zu veranlassen. 

Ergibt sich daraus, dass einzelne Wölfe oder auch Rudel beginnen, sich systematisch auf 

die Erbeutung von Nutztieren zu konzentrieren, ist der Abschuss solcher Wölfe unbürokra-

tisch zu genehmigen. 

 

b. Eine Besenderung im Rahmen des Monitorings ist schnellstmöglich umzusetzen. Es sollte 

mindestens ein erwachsener Wolf in jedem Rudel besendert werden. So können Aktivitä-

ten der Wölfe besser nachvollzogen und problematisches Verhalten – d.h. ungewünschte 

Annäherung an Menschen und menschliche Behausungen oder die Spezialisierung auf 

Nutztiere – frühzeitig erkannt werden.  

 

c. Es ist kurzfristig auf wissenschaftlicher Basis und unter Berücksichtigung der vorhandenen 

Wolfsrudel zu prüfen und festzulegen, in welchen Landschaftsräumen die Etablierung ei-

nes Wolfsrudels unter der Bedingung einer vernünftigen Koexistenz mit der ländlichen 

Wohnbevölkerung und den landwirtschaftlichen Hofstellen und unter der Erhaltung jagd-

barer Wildbestände akzeptabel ist (Wolfshabitate). Basis eines derartigen Konzepts muss 

die unbürokratische Möglichkeit gezielter Abschussmöglichkeit von Wölfen sowie die Auf-

rechterhaltung einer Weidetierhaltung in einer unverbarrikadierten Offenlandschaft sein. 

Regionen, in denen ein Großteil der Landschaft allenfalls durch herkömmliche, die Aus-

bruchssicherheit der Tiere gewährleistende Weidezäune geprägt ist oder in denen durch 

die besondere Eigenart die Weideflächen keiner Zäunung bedürfen (z. B. in den küsten-

nahen Niederungsgebieten mit ihrem dichten Gewässernetz), scheiden systematisch als 

potenzielles Wolfshabitat aus. 

 



d. In festgelegten Wolfshabitaten ist ein systematisches Management der Entwicklung der 

Wolfspopulation zuzulassen, welches auch den Abschuss als ordnungsgemäße jagdliche 

Regulierung zur Vermeidung der Etablierung von neuen Wolfsrudeln außerhalb solcher 

Eignungsgebiete zulässt. 

 
2. Sofortige Entbürokratisierung des Verfahrens über Ausgleichszahlungen für alle Nutz-

tierverluste und Schäden eines Tierhalters, die nachweislich oder wahrscheinlich durch 

einen Wolf verursacht wurden sowie Schaffung eines Rechtsanspruches auf Ausgleich 

ohne finanzielle Deckelung 

 
a. Bei Vorliegen von Indizien für eine mögliche Verursachung eines Schadens durch einen 

Wolf (ohne Erfordernis eines DNA-Nachweises) und fehlende eindeutige Belege für eine 

andere Ursache ist der Anspruch auf eine Ausgleichszahlung erfüllt und eine zeitnahe Aus-

zahlung zu gewährleisten. Außerdem ist betroffenen Tierhaltern eine B-Probe von genom-

menen DNA-Spuren zur Verfügung zu stellen. 

 
b. Anspruch auf Ausgleichszahlung in Höhe des Marktwertes eines getöteten oder notgetö-

teten Tieres, bei verletzten oder nicht mehr handhabbaren Tieren in Höhe der erforderli-

chen Behandlungskosten und ggf. Marktwertminderungen (z. B. bei Zuchttieren oder vor-

zeitiger Schlachtung), bei Verfohlen, Verkalben oder Verlammen in Verbindung mit einem 

wahrscheinlichen Wolfsübergriff in Höhe des Marktwertes des Jungtieres, ausgenommen 

ein Amtsveterinär weist eine eindeutig andere Ursache nach. Bei Schadensschätzungen 

sind in Zuchtfragen erfahrene Sachverständige einzubeziehen. Aufwendungen eines Tier-

halters, die diesem durch andere Folgen von Wolfsübergriffen entstehen und nicht über 

eine normale Tierhalterhaftpflicht abgesichert werden können, sind ebenfalls in voller Höhe 

auszugleichen (z. B. nicht versicherbare eigene Schäden oder Schäden Dritter durch aus-

gebrochene Tiere).  

 
c. Bei erstmaligem Wolfsübergriff ist ein Ausgleich immer unabhängig von wolfsabweisenden 

Maßnahmen zu gewährleisten, mehr als eine ordnungsgemäße Einfriedung gegen Aus-

bruch darf nicht verlangt werden. In Gebieten, in denen natürliche Hindernisse (z. B. Ge-

wässer) eine hinreichende Einfriedung bieten, kann ebenfalls kein wolfsabweisender 

Grundschutz gefordert werden. Bei wiederholtem Wolfsübergriff besteht der Ausgleichs-

anspruch fort, sofern Schutzmaßnahmen nicht gewirkt haben aus Gründen, die der Tier-

halter nicht zu verantworten hat oder weil ein wirksamer Schutz über herkömmliche Ein-

friedung gegen Ausbruch in den betroffenen Landschaften nicht sinnvoll ist (z. B. in Rinder-

Weidegebieten) oder die herkömmliche Einfriedung durch den Wolf überwunden wurde (z. 

B. bei Schafen oder Gehegewild); das gilt auch dann, wenn durch den Tierhalter nicht zu 

verantwortende oder nicht rechtzeitig zu behebende Mängel von ergriffenen Schutzmaß-

nahmen festgestellt werden. 

 
d. Ausgleichszahlungen für Wolfsübergriffe müssen rechtlich analog zu Ausgleichsansprü-

chen in Naturschutz- oder Wasserschutzgebieten gesetzlich garantiert werden, da das gel-

tende Naturschutzrecht dem Tierhalter die Möglichkeit einer aktiven Abwehr von Wölfen 

(z. B. durch Vergrämung oder Abschuss) versagt. 

 
 
 
 
 



3. Verbesserung der Förderbedingungen für Schutzmaßnahmen für Weidetiere 

 

a. Aufhebung aller betrieblichen Obergrenzen für die Förderung von wolfsabweisenden 

Zäunungen oder Einsatz von Herdenschutztieren bzw. anderen Schutzmaßnahmen.  

 
b. 100 %-Förderung aller Maßnahmekosten, die über die normalen betrieblichen Kosten ei-

ner ordnungsgemäßen Einfriedung oder Hütehaltung zum Schutz vor Ausbruch hinaus-

gehen. Dies schließt alle damit verbundenen Arbeitskosten für die Errichtung und Unter-

haltung von Zäunen, anfallende Mehrkosten durch wolfsbedingte Aufstallung, Unterhal-

tungskosten inklusive Betreuungsaufwand von Herdenschutztieren oder Aufwendungen 

für die Neuerrichtung oder Nachrüstung von Gebäuden oder Pferchen ein. 

 
 
Das Aktionsbündnis aktives Wolfmanagement ist ein Zusammenschluss folgender Verbände und 
Interessenvertretungen: 
 

Landvolk Niedersachsen e.V. und seine Kreisverbände, 

Niedersächsischer LandFrauenverband Hannover e.V., 

Landfrauenverband Weser-Ems e.V., 

Junglandwirte Niedersachsen e.V., 

Niedersächsische Landjugend e.V., 

Zentralverband der Jagdgenossenschaften und Eigenjagden in Niedersachsen e.V., 

Landesschafzuchtverband Niedersachsen e.V., 

Landes-Schafzuchtverbandes Weser-Ems e.V., 

Stader Schafzuchtverband e.V., 

Verband Lüneburger Heidschnuckenzüchter e.V., 

WNON Interessengemeinschaft Weidetierhalter Deutschland, 

Bezirksverband Hannover im Hannoveraner Verband e.V., 

Förderverein der Deutschen Schafhaltung e.V., 

Landesverband für landwirtschaftliche Wildhaltung e.V., 

Wölfe vs. Land - Bürgerinitiative, 

Bürgerinitiative „für wolfsfreie Dörfer“, 

für die Fleischrinder- sowie Milchviehhalter und –züchter die Masterrind GmbH, 

die Pferdeland Niedersachsen GmbH mit ihren Gesellschaftern 

Pferdesportverband Hannover e.V., 

Pferdesportverband Weser-Ems e.V., 

Hannoveraner Verband e.V., 

Oldenburger Pferdezuchtverband e.V., 

Verband der Pony- und Kleinpferdezüchter Hannover e.V., 

Pferdestammbuch Weser-Ems e.V. 

 
 


